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6„Die Wahrheit ist von dieser
Welt...Jede Gesellschaft hat ihre eige-
ne Ordnung der Wahrheit, ihre ‚allge-
meine’ Politik der Wahrheit; d.h. sie
akzeptiert bestimmte Diskurse, die sie
als wahre Diskurse funktionieren
lässt.“
Michel Foucault
„Man muss zwischen der Behaup-
tung, dass die Welt dort draußen ist,
und der Behauptung, dass die Wahr-
heit dort draußen ist, unterscheiden.“
Richard Rorty
Realismus, Pragmatismus, Sach-
lichkeit und Einsicht in das Notwendige
sind nur einige der prominenten
Schlagworte, die die aktuelle Debatte
über die Zukunft der westlichen Wohl-
fahrtsstaaten prägen. Was in Deutsch-
land erst im Zuge der Gesundheitsre-
form 2004 und der Zusammenlegung
von Sozial- und Arbeitslosenhilfe im
Rahmen des ‚Reformpakets’ Hartz IV
seinen Höhepunkt erreichte, weist in
anderen europäischen Ländern bereits
eine längere Geschichte auf. Tenor die-
ser Debatte ist der Appell an die politi-
schen und gesellschaftlichen Akteure,
sich den sozialen und ökonomischen
Herausforderungen zu stellen und die
‚Zeichen der Zeit’ zu erkennen. Ein poli-
tischer Konsens über die zukunftsfähi-
gen Politikstrategien wird vorausge-
setzt, sofern die Entscheidungsträger
‚vernünftig‘ und ‚verantwortungsbe-
wusst‘ handeln, ergibt er sich doch –
so die verbreitete Annahme – aus dem
allseits konstatierten Problemdruck.
Es ist das Ziel der hier vorgestellten
Dissertation, der Struktur dieses im
Zeichen der Krise aufblühenden Kon-
senses auf den Grund zu gehen. Als
empirisches Feld für eine vergleichen-
de Analyse wurden institutionalisierte,
soziale Kooperationen zwischen Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbänden
und Regierung ausgewählt – so ge-
nannte Sozialpakte oder Sozialpartner-
schaften –, da sie einerseits ein ein-
grenzbares Untersuchungsfeld
abstecken und andererseits als her-
ausragende Erfolgsbeispiele für eine
Krisenlösung durch Konsens gelten
(vgl. Rhodes 1998). Als Fallbeispiele
dienen soziale Kooperationen in den
Niederlanden und in Irland, die in der
Literatur als etablierte Formen sozial-
partnerschaftlichen Krisenmanage-
ments rezipiert werden (vgl. Fajertag/
Pochet 1997, 2000). Im Zentrum der
Arbeit steht dabei die Re-Problemati-
sierung des Konsenses, dem in der
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aktuellen Debatte zwar als explanans
erfolgreicher Krisenbewältigung große
Aufmerksamkeit zuteil wird, dessen
Struktur, Gehalt und Funktion jedoch
der sozialwissenschaftlichen Debatte
entzogen bleiben. Indem die Frage
nach der Ordnung des Konsenses im
Mittelpunkt der Analyse steht, wird die
Kategorie des Konsenses also vom
explanans zum explanandum.
Die Analyse der Ordnung des Kon-
senses erfolgt in drei Schritten, die eng
miteinander verbunden sind: Zunächst
wird als symbolische Ebene des Kon-
senses die Kommunikation über den
Konsens analysiert. Der zweite Analy-
seschritt konzentriert sich auf die ma-
teriale Ebene des Konsenses, d. h. die
Frage, inwiefern ‚tatsächlich’ im Be-
reich der Wirtschafts- und Sozialpolitik
von einem Konsens zwischen den an
der Kooperation beteiligten Akteuren
gesprochen werden kann. Im An-
schluss daran richtet sich die Aufmerk-
samkeit auf die Akzeptabilitätsbedin-
gungen, d. h. die Bedingungen der
Konsensgenese. Im Rahmen dessen
wird nicht nur erörtert, unter welchen
Bedingungen der Konsens entstanden
ist, sondern darüber hinaus – eng mit
dieser Frage verbunden – diskutiert,
welche Funktion er im jeweiligen Poli-
tikprozess erfüllt.
Die Analyse ist im interpretativen
Paradigma verortet und greift in theore-
tischer Hinsicht auf die Gouvernemen-
talitätstheorie im Anschluss an Fou-
cault und den symbolischen
Institutionalismus von Karl-Siegbert
Rehberg (1994) zurück. Während in-
terpretative Ansätze in der Sozialpolitik-
forschung nach wie vor – im Gegen-
satz zu anderen Politikfeldern – ein
Randdasein führen (vgl. Clarke 2004:
31), richtet sich der Fokus der vorlie-
genden Arbeit damit nicht auf die Inter-
pretation des (vermeintlich objektiv und
damit ‚wahren’) Gegebenen, sondern
auf seine soziale Produktion im Span-
nungsfeld von Macht und Widerstand.
Foucault teilt mit den im interpreta-
tiven Paradigma zu verortenden Ansät-
zen die Ablehnung des vernunftphiloso-
phischen Paradigmas, das sich durch
den Bezug auf das ‚Allgemeine’ und
‚Notwendige’ auszeichnet, ohne damit
jedoch die Realität bestimmter Er-
scheinungen zu leugnen. Durch den
historischen Bezug seiner Arbeiten
zeigt er vielmehr, „dass das, was ist,
nicht immer gewesen ist [...]. Was die
Vernunft als ihre Notwendigkeit erfährt
oder was vielmehr verschiedene For-
men von Rationalität als ihr notwendi-
ges Sein (‚étant’) ausgeben, hat eine
Geschichte, die wir vollständig erstel-
len und aus dem Geflecht der Kontin-
genzen wiedergewinnen können“ (Fou-
cault 1996: 179). Dabei geht es zum
einen um die Dechiffrierung von Uni-
versalien, die Zerstörung von Eviden-
zen sowie die Infragestellung vertrauter
Denkschemata. Zum anderen muss in
einem zweiten Schritt das spezifische
Netz von Kräfteverhältnissen, Interes-
sen und Strategien aufgedeckt werden,
das jene Selbstverständlichkeiten her-
vorgebracht und stabilisiert hat. Weiter-
führend ist an dieser Stelle vor allem
eine Dimension der Machtanalytik, die
Foucault im Rahmen seiner gouverne-
mentalitätstheoretischen Studien her-
ausgearbeitet hat: die Regierungstech-
nologien. Bei dieser Dimension handelt
es sich um eine Macht, die nicht direkt
unterwirft, sondern die Subjekte durch
die Produktion von Wahrheit anleitet,
sich selbst zu führen. „Vielleicht eignet
sich ein Begriff wie Führung gerade
kraft seines Doppelsinns gut dazu, das
Spezifische an den Machtverhältnissen
zu erfassen. ‚Führung’ ist zugleich die
Tätigkeit des ‚Anführens’ anderer (ver-
möge mehr oder weniger strikter
Zwangsmaßnahmen) und die Weise
des Sich-Verhaltens in einem mehr
oder weniger offenen Feld von Möglich-
keiten. Machtausübung besteht im
‚Führen der Führungen’“ (Foucault
1987: 255). Die hier angelegte Kombi-
nation von ‚Fremdführung’ und Selbst-
führung’ ermöglicht es also, unter-
schiedliche ‚Führungsgewalten’ zu
erfassen, ohne den Beitrag der schwä-
cheren Akteure im Prozess der Kon-
struktion von Notwendigkeiten und da-
mit im Prozess der Naturalisierung von
Kontingenzen aus den Augen zu verlie-
ren.
Rehberg wiederum arbeitet anhand
seiner symbolischen Institutionentheo-
rie überzeugend heraus, dass die Ab-
spaltung der symbolischen Verkörpe-
rung von Geltungsansprüchen von den
sie begründenden – machtdurchsetz-
ten – Handlungsordnungen, d. h. die
Loslösung der Geltungsbehauptung
von ihrer Genese und damit die Negati-
on von Machtprozessen als zentrale
Ordnungsleistung eines Institutionen-
gefüges begriffen werden kann. Die
Stabilisierung von Geltungsansprü-
chen, d. h. ihre Institutionalisierung ge-
lingt demzufolge durch die Tabuisie-
rung inkorporierter Machtbeziehungen:
„Insofern gilt generell: institutionelle
Macht präsentiert sich als ‚reine Gel-
tung‘. Eine solche [...] Allmacht des In-
stitutionalisierungs-Prinzips (trete sie
nun als der Wille Gottes oder als Sach-
7
zwang auf) darf auf einzelne Machtpro-
zesse gerade nicht gegründet sein,
denn alle relevanten, d. h. praktisch
möglichen Alternativen von Grundsatz-
Festlegungen sollen ja ausgeschaltet
sein, und die Erwähnung des Einsat-
zes von Machtmitteln – von der Kontin-
genz des menschlichen Lebens abge-
leitet – erinnert ja gerade an die
Potentialität, an das Anders-Sein-Kön-
nen.“ (Rehberg 1994: 73) Ebenso wie
Foucault das historische Geworden-
sein der Wahrheit rekonstruiert, führt
Rehberg Geltung und Genese zusam-
men und zeigt anschaulich, dass das
‚Vergessen-Machen’ der Genese struk-
turell in Prozessen der Institutionalisie-
rung angelegt ist. Die Verknüpfung die-
ser beiden Ansätze stellt ein
fruchtbares theoretisches Instrumenta-
rium dar, um der Ordnung des Kon-
senses als vermeintlicher Ordnung
des ‚Wahren’ bzw. ‚Notwendigen’ auf
den Grund zu gehen.
Zentrale Ergebnisse
Die Analyse der Kommunikation
über Kooperation und Konsens1 in Ir-
land und den Niederlanden hat gezeigt,
dass – trotz zahlreicher Unterschiede
im Detail und eines unsystematischen
Rekurses auf die Kategorie des Kon-
senses – sowohl über die Notwendig-
keit als auch die Existenz eines Kon-
senses der Akteure als erfolgreicher
Krisenlösungsstrategie weitgehende
Einigkeit besteht. Zugleich haben die
Fallstudien jedoch offenbart, dass die
Konsenskonzeptionen unterschiedliche
Fundierungen aufweisen: Während der
Konsens in den Niederlande pauschal
mit der landeseigenen Tradition der
Konsensdemokratie identifiziert wird,
gilt er in Irland – ganz im Gegenteil –
als Abkehr von der pluralistischen Ver-
gangenheit und wird infolgedessen
stärker theoretisch fundiert. Die wis-
senschaftliche Rezeption hat diese
Unterschiede allerdings weitgehend
nivelliert, so dass sich in der internatio-
nalen Debatte ein Konsenspostulat
etabliert hat, das – normativ aufgela-
den als Einigkeit aus Notwendigkeit –
in seiner positiven Konnotation nahezu
unhintergehbar wurde.
Die Analyse der materiellen Ebene
wiederum hat ergeben, dass tatsäch-
lich – spätestens seit Anfang der 90er
Jahre – in beiden Länder ein kommuni-
taristisch gerahmter, angebotspoliti-
scher Konsens entstanden ist. Dieser
paradigmatische Konsens geht jedoch
mit fortlaufenden Konflikten einher, die
einerseits die konkrete Umsetzung der
paradigmatischen Analyse und
andererseits Verfahrensfragen wie
beispielsweise die Integration der Sozi-
alpartner in den Politikprozess betref-
fen. Die Frage des Konsenses ist da-
mit in beiden Fallbeispielen
vielschichtiger, brüchiger und ambiva-
lenter, als es die Kommunikation über
den Konsens suggeriert. Konsensäqui-
valente in Form von Kompromissen
und Konsensfiktionen schaffen als Bin-
deglied zwischen paradigmatischem
Konsens und Konflikt eine Kooperati-
onsstruktur, die dem umfassenden
Konsenspostulat zum Trotz wesentlich
auf Tauschprozessen und Multiinter-
pretabilität beruht, zugleich aber durch
den Konsens strukturiert ist.
Nachdem für beide Länder ein pa-
radigmatischer Konsens und seit Mitte
der 90er Jahre ein Konsens über den
Konsens als Erfolgsrezept konstatiert
werden konnte, stellte sich in einem
dritten Schritt nun die Frage, unter wel-
chen Bedingungen diese Einigkeit ent-
stehen konnte. Warum erschien genau
diese Form sozialer Regulierung allen
Akteuren als ‚richtig’, warum war sie
für alle akzeptabel? Im Mittelpunkt
stand dabei die Rolle der Gewerk-
schaften, ihre paradigmatische Wende
zur Angebotspolitik sowie die parallele
Adaption der Konsensrhetorik.
Insgesamt konnte durch die Analyse
der Akzeptabilitätsbedingungen gezeigt
werden, dass und wie durch das Zu-
sammenwirken von spezifischen insti-
tutionellen Rahmenbedingungen, ein-
flussreichen diskursiven Mechanismen
und der komplexitätsreduzierenden
Zusammenfassung der Entwicklungen
in so genannten story lines (vgl. Hajer
1995) in beiden Ländern die Institutio-
nalisierung einer kooperativen, ange-
botspolitischen Normalität gelungen ist.
Die Analyse hat einen machtstruktu-
rierten und -strukturierenden Prozess
offenbart, an dem alle Akteure – trotz
unterschiedlicher Machtressourcen –
einen aktiv-gestaltenden Anteil hatten.
Im Wechselspiel von Normalisie-
rungsprozessen und strategischen
Interventionen gelang in beiden Län-
dern die Identifizierung von Krise und
Keynesianismus einerseits sowie von
Konsens und Angebotspolitik
andererseits, wobei die kontextuellen
Einbettungen, die die jeweiligen Erzäh-
lungen glaubwürdig und erfolgreich
werden ließen, sehr unterschiedlich
strukturiert sind. Insbesondere die Ana-
lyse sogenannter institutionalisierter
Sprechweisen wie ‚Realismus’, ‚Prag-
matismus’ und ‚Vernunft’ hat gezeigt,
wie sich die unterlegenen Gewerk-
schaften aktiv einflussreiche Termini
angeeignet haben, um ihrer drohenden
Marginalisierung und vor allem der Eti-
kettierung als keynesianisch – und da-
mit als unrealistisch und ideologisch –
zu entgehen. Die analysierten Sprech-
weisen, die aufgrund ihres allgemeinen
Charakters zunächst sogenannte ‚lee-
re Signifikanten’ darstellten, wurden
jedoch sukzessive und im Sinne der
mächtigen Koalition aus Regierung und
Arbeitgeberverbänden zu Synonymen
für einen angebotspolitischen Wandel.
Durch die Verwendung dieser Sprech-
weisen trugen die Gewerkschaften so-
mit bereits zur Verankerung des ange-
botspolitischen Paradigmas bei, als ein
Wandel der eigenen Krisendeutung
noch gar nicht erfolgt war.
In beiden Ländern ebenso wie in
der internationalen Debatte wird der
sozialpartnerschaftliche Konsens der
90er Jahre auf einen Lernprozess der
Gewerkschaften zurückgeführt – eine
Zuschreibung, die die geschwächten
Gewerkschaften – wie sich gezeigt hat
– sowohl in Irland als auch in den Nie-
derlanden dankbar aufgegriffen haben:
Um die Lorbeeren des international
beachteten wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Erfolges ernten zu
können, bezogen sie sich seit Anfang
bzw. Mitte der 90er Jahre zunehmend
positiv auf den angebotspolitischen,
sozialpartnerschaftlichen Konsens,
womit sie schließlich zu einer rückwir-
kenden Konstruktion von Einigkeit bei-
trugen. Der international ‚gefeierte’
Konsens wurde von den Gewerkschaf-
ten selbst von seiner wechselhaften,
vielschichtigen und konflikthaften Ge-
nese ‚befreit’, die eine Geschichte ge-
werkschaftlicher Niederlagen offenbart
hätte.
In beiden Ländern offenbart sich
somit eine sozial produzierte, macht-
vermittelte und machtvermittelnde Ord-
nung des Konsenses. Mit unterschied-
lichen Schwerpunkten und an
unterschiedliche Begründungs- und
Legitimationsmuster rückgebunden ist
sowohl in Irland als auch in den Nieder-
landen eine Ordnung des Konsenses
als „Ordnung des Wahren“ (Foucault)
zu konstatieren. Statt einer bewusst
hergestellten politischen Einigung über
ein bestimmtes (wirtschafts-)politi-
sches Konzept, das immer die Mög-
lichkeit einer (unterlegenen) Alternative
impliziert, ist ein impliziter Konsens im
Sinne einer ‚selbstverständlichen’ Eini-
gung über das Normale und Natürliche
entstanden. Beide Fallbeispiele offen-
baren dabei, dass der Prozess der
Wahrheitsproduktion zirkulär an Macht-
systeme gebunden ist. Die Machtsys-
teme basieren dabei nicht auf einer
1
 Hierfür wurden Dokumente der zentralen Akteure, einschlägige wissenschaftliche Arbeiten sowie
die Presseberichterstattung in zwei überregionalen Tageszeitungen untersucht.
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schematischen Dichotomie von (akti-
ver) Herrschaft auf der einen und (pas-
siver) Unterwerfung auf der anderen
Seite, sondern auf der reflexiven Be-
ziehung von Selbst- und Fremdfüh-
rung. In beiden Ländern wird der Pro-
zess der Konsensgenese von den
(‚sich selbst führenden’) unterlegenen
Gewerkschaften aktiv mitgestaltet, ihr
Feld der Möglichkeiten ist jedoch durch
die ‚die Führung führenden’, mächtige-
ren Akteure abgesteckt. Der gouverne-
mentalitätstheoretischen Perspektive
Foucaults folgend können beide Sozial-
pakte damit als Formen der Regierung
bezeichnet werden: Die Kooperationen
stellen Schnittstellen dar, an denen die
Lenkung der Gewerkschaften durch die
anderen Akteure, die mediale Rezepti-
on sowie den wissenschaftliche Main-
stream mit ihrer Selbstführung zusam-
menfällt, so dass Zwang als primäres
Medium der Disziplinierung überflüssig
wird.
Es ist mein Anliegen, mit der Arbeit
an zwei empirischen Fallbeispielen zu
zeigen, dass eine machtkritische For-
schung Notwendigkeiten, Selbstver-
ständlichkeiten und Universalien an-
greifen und den Prozess ihrer Genese
zugänglich machen muss, ohne dass
sich dieser Fokus auf die soziale ‚Pro-
duziertheit’ des Geltenden automatisch
in diskursiven ‚Sphären’ verliert. Es
geht der Arbeit deshalb gerade nicht
darum, die Realität bestimmter Er-
scheinungen zu leugnen, sondern zu
zeigen, „dass etwas wirklich in der
Welt Vorhandenes in einem gegebenen
Augenblick das Ziel sozialer Regulie-
rung war“ (Foucault 1996: 179).
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